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Nina Czernich und Oliver Falck

Industriepolitik: Auf dem Vormarsch, 
aber Motivation und Wirkung meist 
nicht überzeugend

Industriepolitik ist auf dem Vormarsch. Immer häufi-
ger zielt Wirtschaftspolitik nicht auf die Bedingungen 
für die Gesamtwirtschaft, sondern auf die Förderung 
spezifischer Branchen, Technologien oder sogar ein-

zelner Unternehmen ab. Dieser Beitrag beleuchtet Ur-
sachen für diese Zunahme und gibt eine Einschätzung 
dieser Entwicklung und ihrer Wirkungen. Er stützt sich 
auch auf die Ergebnisse eines von ifo Institut und  
CESifo organisierten Panels, bei dem Expert*innen 
aus Wissenschaft, internationalen Organisationen und 
Praxis über Industriepolitik vor dem Hintergrund aktu-
eller geopolitischer Herausforderungen diskutierten. 
Die Diskussion war geprägt von Skepsis, ob Indust-
riepolitik das geeignete Mittel ist, um den aktuellen 
Herausforderungen, vor denen Deutschland, Europa 
und die Welt stehen, zu begegnen. 

WIE DU MIR, SO ICH DIR: ZUNAHME VON  
WETTBEWERBSSCHÄDLICHEN INDUSTRIE­
POLITISCHEN MASSNAHMEN

Die Datenbank Global Trade Alert1 der Universität St. 
Gallen veröffentlicht kontinuierlich Informationen über 
staatliche Maßnahmen mit Wirkung auf den Außen-
handel. Die Datenbank enthält nicht nur direkte han-
delspolitische Maßnahmen, wie Zölle oder Exportsub-
ventionen, sondern auch allgemeine Subventionen, 
die in unserem international stark verflochtenen Wirt-
schafts- und Handelssystem mittelbar Auswirkungen 
auf den internationalen Handel haben. Die Anzahl der 
Maßnahmen ist in den vergangenen Jahren deutlich 
gestiegen, wobei insgesamt 75 % der Maßnahmen als 

1	 https://www.globaltradealert.org/
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ᵃ Die Datenbank wird kontinuierlich, auch rückwirkend, aktualisiert, was zu längeren Dokumentationsperioden für länger zurückliegende Jahre führt. Daher werden hier 
nur die Interventionen berücksichtigt, die bis zum jeweiligen Jahresende dokumentiert wurden.
Quelle: Global Trade Alert Datenbank. 

Entwicklung handelsrelevanter Politikmaßnahmen weltweitᵃ
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Abb. 1

Industriepolitik, also staatliche Interventionen zugunsten 
einzelner Branchen, Technologien oder Unternehmen, hat 
weltweit zugenommen. In Fällen von Marktunvollkommen-
heiten kann Industriepolitik ökonomisch gerechtfertigt sein. 
Sie kann diese Defizite ausgleichen oder verringern, wenn 
sie marktkonform und wettbewerbsfördernd ausgestaltet ist. 
Es besteht aber die Gefahr, dass sie zu weiteren Marktverzer-
rungen führt. Je spezifischer Industriepolitik gestaltet wird, 
umso mehr Informationen über Markt, Branche, Technolo-
gie, Unternehmen, Kostenstrukturen etc. benötigt der Staat, 
umso höher ist der Bürokratieaufwand und umso wahrschein-
licher werden unbeabsichtigte Nebenwirkungen von Indus-
triepolitik. Um die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Un-
ternehmen zu stärken, sollte der Staat besser auf eine breite 
Angebotspolitik sowie investitions- und wachstumsfreund-
liche Rahmenbedingungen setzen. Darüber hinaus sollte 
Deutschland den Fokus auf seine komparativen Vorteile rich-
ten und in Bildung, Forschung und Innovationen investieren.

IN KÜRZE
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diskriminierend bzw. schädlich für den internationalen 
Handel eingeordnet werden. Mit fast 50 % sind dabei 
Subventionen die häufigsten schädlichen Maßnahmen 
(vgl. Abb. 1).

Detailliertere Auswertungen dieser Datenbank 
zeigen, dass Industriepolitik vor allem von entwi-
ckelten wohlhabenden Volkswirtschaften betrieben 
wird. Dabei werden häufig Subventionen und Export-
förderungsmaßnahmen eingesetzt, die auf einzelne 
Unternehmen oder Teile einer Branche ausgerichtet 
sind (Juhász et al. 2023). Als Motiv für Industriepolitik 
wird am häufigsten strategische Wettbewerbsfähigkeit 
genannt, aber auch andere Gründe, wie Klimawandel, 
Resilienz oder nationale Sicherheit, nehmen zu. Da-
rüber hinaus korreliert die Einführung industriepoli-
tischer Maßnahmen mit der vorherigen Einführung 
von Maßnahmen durch andere Länder im gleichen 
Sektor (Evenett et al. 2024). Das deutet darauf hin, 
dass Industriepolitik häufig einer »Wie du mir, so ich 
dir«-Logik folgt und nicht einer ökonomischen Logik, 
die auf die Beseitigung von Marktunvollkommenheiten 
abzielt. Die Länder schaukeln sich also gegenseitig 
hoch und es kommt zu immer mehr wettbewerbsver-
zerrenden Maßnahmen.

Auch Deutschland hat sich dieser Entwicklung 
nicht entzogen. Ein Blick in den Kieler Bundesausga-
benmonitor zeigt, dass Industriepolitik in Deutsch-
land in den vergangenen Jahren zugenommen hat. 
Das Institut für Weltwirtschaft Kiel ordnet für seinen 
Bundesausgabenmonitor die Posten des Bundeshalts 
verschiedenen Ausgabenkategorien zu. Die Katego-
rie »Finanzhilfen« umfasst Ausgaben des Bundes und 
seiner Sonderhaushalte, die die Wirtschaftsstruktur 
verändern oder verändern sollen. Mit voraussichtlich 
127 Mrd. Euro im Jahr 2024 (2020: 62 Mrd. Euro) sind 
die Finanzhilfen der zweitgrößte Ausgabenblock. Das 
entspricht einem Anteil von 21 % an den Gesamtaus-
gaben des Bundes bzw. von 3 % am Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) (Laaser und Rosenschon 2024; vgl. Abb. 2).2

INDUSTRIEPOLITIK NEU DENKEN

Im Rahmen des CESifo Munich Lectures Workshop, den 
ifo Institut und CESifo im November 2024 zu Ehren der 
Distinguished CES Fellow 2024 Pinelopi Goldberg veran-
stalteten, organisierte und moderierte Claudia 
Steinwender, Ludwig-Maximilians-Universi-
tät München, ein Panel zum Thema »Indus-
triepolitik neu denken angesichts geopo-
litischer Herausforderungen«. An diesem 
nahmen neben Pinelopi Goldberg, Yale 
University, Beata Javorcik, Chefökonomin der 
EBRD (European Bank for Reconstruction and 
Development) und Oxford University, Ralph 
Ossa, Chefökonom der WTO (World Trade 

2	 Sonderausgaben, die direkt der Bewältigung der Coro-
na-Pandemie oder der Folgen des Angriffs auf die Ukraine 
zuzurechnen sind, sind im Ausgabenmonitor nicht enthal-
ten.

Organization) und Universität Zürich, und Christian 
Schubert, Head of Corporate Government Relations 
BASF, teil.3

Die Diskussion startete mit Einschätzungen zu 
den, vom kurz zuvor zum US-Präsidenten gewähl-
ten Donald Trump, angekündigten Zölle auf Importe 
in die USA. Goldberg erwartete nicht, dass dies die 
US-Wirtschaft in eine Rezession stürzt. Die USA seien 
ebenso wie China eine sehr große Volkswirtschaft, die 
viel Handel innerhalb der eigenen Grenzen betreiben 
können. Große Volkswirtschaften profitierten weniger 
von internationalem Handel als kleine. Aber wenn sie 
weniger im- und exportieren, habe dies große Aus-
wirkungen auf den gesamten internationalen Handel 
und träfe besonders kleinere Volkswirtschaften. In der 
Vergangenheit hätten die USA andere Länder mit nach 
oben gezogen, jetzt würden sie »great again«, indem 
sie die anderen nach unten wegdrängen.

Beata Javorcik nannte verschiedene Ursachen, 
weshalb Industriepolitik in jüngster Zeit so zugenom-
men hat. Industriepolitische Maßnahmen seien häufig 
eine Reaktion auf entsprechende Maßnahmen ande-
rer Länder (Evenett et al. 2024). Wieso diese Indus-

3	 Ein Video der gesamten Diskussion findet sich hier:  
https://www.cesifo.org/en/media-center/2024-11-20/rethinking-in-
dustrial-policy-amid-geopolitical-challenges.

Unter Industriepolitik versteht man gezielte staatli-
che Interventionen, die darauf abzielen, bestimmte 
inländische Unternehmen, Branchen, Technolo-
gien oder wirtschaftliche Aktivitäten zu unter-
stützen, um bestimmte nationale – ökonomische 
oder nicht-ökonomische – Ziele zu erreichen. Dazu 
gehören u.a. Subventionen, Zölle oder Local Con
tent Requirements (Verpflichtung zur Verwendung 
inländischer Produkte und Produzenten). Dem 
angloamerikanischen Sprachgebrauch folgend, 
bezieht sich der Begriff »Industrie« nicht nur auf 
das produzierende Gewerbe, sondern umfasst alle  
Branchen bzw. Wirtschaftszweige

DEFINITION INDUSTRIEPOLITIK
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triepolitik des Reagierens bzw. des Kopierens nicht 
sinnvoll sei, führte Goldberg weiter aus. Eine Politik 
als Reaktion auf die Politik der USA (oder einer an-
deren Demokratie) leide darunter, dass es nicht klar 
ist, ob die aktuelle Politik nach der nächsten Wahl 
noch Bestand hat. Anders als in China, wo die Partei 
langfristige Planungen macht und diese ziemlich ver-
lässlich sind. Aber auch dann sei eine Industriepoli-
tik, die die Maßnahmen anderer Länder kopiert, nicht 
sinnvoll. Maßnahmen, die in einem Land bzw. Kontext 
erfolgreich sind, sind es nicht automatisch auch in 
anderen Ländern. 

Ein weiterer Grund für den Anstieg von Indust-
riepolitik, also aktiver Interventionen des Staates, 
seien politökonomische Erwägungen. In der Life in 
Transition-Befragung der European Bank for Reconst-
ruction and Development (EBRD 2024) ist die Zustim-
mung zu Subventionen für Klimaschutzmaßnahmen 
höher als für Steuern oder Verbote, die auf Klima-
schutz abzielen (vgl. Abb. 3). Obwohl Steuern oder ein 
Zertifikatesystem effizienter sein können, bevorzugen 
Wähler*innen häufig Subventionen, da der entlastende 
Effekt von Subventionen direkt spürbar ist und auch 
der Effekt z. B. für Klimaschutz als direkter oder grö-
ßer wahrgenommen wird. Die Gegenfinanzierung der 
Subventionen durch Steuern oder geringere Ausgaben 

an anderer Stelle hingegen ist für den*die Einzelne*n 
weniger spürbar. Aktuelle Daten deuten darauf hin, 
dass industriepolitische Maßnahmen eher vor Wahlen 
eingesetzt werden (Evenett et al. 2024). 

Große Einigkeit bestand unter den Diskussions-
teilnehmenden, dass Industriepolitik grundsätzlich 
ökonomisch gerechtfertigt sein kann, etwa im Fall 
von Marktunvollkommenheiten. Auch politische Ziele, 
wie Sicherheit oder Resilienz, können Industriepolitik 
begründen. Ralph Ossa betonte, dass der erste Schritt 
vor einer eventuellen industriepolitischen Maßnahme 
immer eine genaue Analyse der Problemlage sein 
müsse. Im zweiten Schritt sollte dann das geeignete 
Politikinstrument gewählt werden, das eigentliche 
Problem zu lösen. Wenn die Resilienz der Lieferketten 
erhöht bzw. die Abhängigkeit von Zulieferern oder 
einzelnen Ländern reduziert werden soll, werde häufig 
gefordert, die Produktion ins eigene Land zu holen. 
Aber auch dort könnten unvorhersehbare Ereignisse 
die Produktion stören. Sinnvoller sei eine Diversifi-
zierung der Lieferketten, um das Risiko zu streuen. 
Generell sollte genauer analysiert und hinterfragt 
werden, ob Interventionen gerechtfertigt und welche 
Politikmaßnahmen geeignet sind. Goldberg plädiert 
dafür, dass sich die USA und EU auf ihre komparativen 
Vorteile, wie Forschung und Entwicklung und Bildung, 
konzentrieren sollten und weniger auf die Förderung 
einzelner Branchen.

Industriepolitik kann gerechtfertigt sein und auch 
funktionieren, aber die Ausgestaltung industriepoliti-
scher Maßnahmen ist schwierig. Häufig in der Praxis 
anzutreffende Defizite seien, dass Maßnahmen ohne 
Enddatum eingeführt werden und mehrere Ziele ver-
folgt werden, ohne dass eine Hierarchie für sie vorge-
geben wird, erläuterte Javorcik. Für den Klimaschutz 
möchte man in der EU die Elektromobilität vorantrei-
ben, gleichzeitig auch Arbeitsplätze in der Autoindust-
rie erhalten. Entsprechend positiv bewertete Christian 
Schubert die Erfahrung der BASF in den USA. Dort 
seien Politikmaßnahmen aus verschiedenen Berei-
chen, wie Industriepolitik, Klimapolitik, Sicherheits-
politik, Technologiepolitik, aufeinander abgestimmt 
und griffen ineinander.

GUTE INDUSTRIEPOLITIK IST MARKTKONFORM 
UND ADRESSIERT MARKTUNVOLLKOMMENHEITEN

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass gute In-
dustriepolitik auf genauen Analysen der Problemlage 
basiert und an Marktunvollkommenheiten ansetzt. Wo 
der Markt nicht gut funktioniert, kann Industriepolitik 
dies ausgleichen, wenn sie marktkonform und wett-
bewerbsfördernd ausgestaltet wird. Es besteht aber 
die Gefahr, dass Industriepolitik zu weiteren Markt-
verzerrungen führt.

Im Weiteren gehen wir tiefer auf die Begründung 
und Ausgestaltung von Industriepolitik ein. Was ist 
die ökonomische Logik für Industriepolitik? Im Pa-
nel wurden Marktunvollkommenheiten genannt, d. h., 
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Quelle: Laaser und Rosenschon (2024). © ifo Institut 
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das Marktergebnis entspricht nicht dem gesamtwirt-
schaftlich optimalen Ergebnis. Das tritt beispielsweise 
bei externen Effekten auf, die die Marktakteure nicht 
berücksichtigen, oder wenn starke direkte oder indi-
rekte Netzwerkeffekte zu Marktkonzentration führen. 
In diesen Fällen lassen sich staatliche Eingriffe, die auf 
die Behebung dieser Probleme abzielen, ökonomisch 
rechtfertigen.

Neben ökonomischen Argumenten können indus-
triepolitische Maßnahmen auch durch andere Motive, 
wie gesellschaftspolitische Ziele, gerechtfertigt wer-
den. Für Deutschland sind in diesem Zusammenhang 
u. a. der Atomausstieg oder die im Grundgesetz veran-
kerte Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse zu nen-
nen. Auch Klimaschutz, Verteidigung oder Sicherstel-
lung der medizinischen Versorgung werden in diesem 
Zusammenhang häufig genannt. 

Vor jeder staatlichen Maßnahme muss eine ge-
naue Bestandsaufnahme und Analyse stehen. Wieso 
sieht sich der Staat in der Pflicht zu handeln? Geht es 
um die Erreichung eines gesellschaftspolitischen Ziels 
oder liegt eine ökonomische Begründung vor? In bei-
den Fällen ist zunächst eine genaue Analyse notwen-
dig, welches Problem gelöst werden soll. Danach muss 
eine auf dieses Problem zugeschnittene Maßnahme 
gewählt werden unter Beachtung des spezifischen 
nationalen Kontextes sowie von Marktmechanismus 
und Wettbewerb.

DURCH FUE-FÖRDERUNG WISSENSSPILLOVER 
REALISIEREN

Unternehmen berücksichtigen die externen Effekte 
ihrer Forschung- und Entwicklung (FuE), sogenannte 
Wissensspillover, auf andere Unternehmen nicht. 
Wenn neues Wissen generiert wird, profitieren aber 
immer auch andere davon, entweder indem sie es 
direkt anwenden oder darauf aufbauend weiterfor-
schen. Da Unternehmen den Nutzen, den ihre FuE-Ak-
tivitäten für andere stiften, in ihrer Entscheidung,  
wieviel FuE sie betreiben, nicht berücksichtigen, inves-
tieren sie gesamtwirtschaftlich betrachtet zu wenig 
in FuE. Dadurch lässt sich die Förderung privater FuE 
ökonomisch begründen. Da Wissensspillover häufig 
lokal begrenzt sind, ist es sinnvoll, heimische FuE zu 
fördern.

TECHNOLOGISCHE SOUVERÄNITÄT DURCH  
LOKALE KOMPETENZEN STÄRKEN

Das Thema technologische Souveränität hat in der 
öffentlichen Debatte in den vergangenen Jahren im-
mer mehr Aufmerksamkeit erhalten. In der aktuellen 
EU-Kommission ist das Thema auf der Ebene der Vi-
zepräsident*innen angesiedelt. In Deutschland berät 
der Rat für Technologische Souveränität das BMBF. 
Dieser Rat versteht unter technologischer Souverä-
nität die Fähigkeit eines Landes, dauerhaft Zugang 
zu den entscheidenden Technologien zu garantieren, 

die für die Erfüllung gesellschaftlicher Prioritäten und 
Bedürfnisse erforderlich sind. Das sind vor allem Ba-
sistechnologien, die in Zukunft entscheidend für die 
Wertschöpfung sein werden wie Künstliche Intelligenz, 
Quantentechnologie, Biotechnologie oder Mikroelek-
tronik und Halbleiter (Falck und Falk 2024). 

Aufgrund der räumlichen Beschränkung von Wis-
sensspillovern kann es zur Stärkung der technologi-
schen Souveränität neben der Förderung von FuE vor 
Ort sinnvoll sein, die Anwendung von Schlüsseltechno-
logien vor Ort zu fördern – wenn es starke Spillover
effekte zwischen Entwicklung und Anwendung gibt, 
deren Realisierung unabdingbar ist und die die Unter-
nehmen der einzelnen Schritte der Wertschöpfungs-
kette nicht (ausreichend) berücksichtigen. So kann 
etwa bei der Entwicklung von Technologien schon mit-
gedacht werden, dass sie in der Produktion skalierbar 
sein müssen, oder Erfahrungswerte aus Produktion 
und Anwendung werden in der Weiterentwicklung der 
Technologien berücksichtigt.

JUNGE INDUSTRIEN FÖRDERN FÜR ÜBERGANG  
ZU SUPERIORER TECHNOLOGIE

Die staatliche Förderung einer jungen Industrie oder 
Technologie kann unter bestimmten Bedingungen 
ökonomisch sinnvoll sein (Infant-Industry-Argument, 
vgl. Aghion (2011) für eine Diskussion des Arguments). 
Durch die Förderung können Unternehmen die Pro-
duktion schneller ausweiten und Lerneffekte in der 
Produktion realisieren. So werden die neuen Produkte 
oder Technologien schneller wettbewerbsfähig gegen-
über alten (inferioren) Produkten. Allerdings gilt dies 
nur, wenn die geförderte Industrie oder Technologie 
auch tatsächlich komparative Vorteile besitzt bzw. 
entwickeln kann (Baur et al. 2023). Die Förderung 
muss eingestellt werden, sobald sich der kompara-
tive Vorteil einstellt oder wenn sich zeigt, dass sich 
die Erwartung nicht bewahrheitet und die geförderte 
Industrie oder Technologie doch keinen komparativen 
Vorteil aufweist. Entsprechend ist es wichtig, schon 
bei Einführung solch einer Förderung ein Enddatum 
oder klare Kriterien festzulegen, wann die Förderung 
endet.

RESILIENZ VON KOMPLEXEN LIEFERKETTEN 
STÄRKEN

Seit durch die Corona-Pandemie und den Krieg in 
der Ukraine die globalen Lieferketten massiv gestört 
wurden und es zu Engpässen bei zahlreichen Gütern 
kam, sind Versorgungssicherheit und die Resilienz 
von Lieferketten eine Sorge bei Unternehmen und 
Politik. Grundsätzlich ist es Aufgabe jedes einzelnen 
Unternehmens, in die Resilienz seiner Lieferkette zu 
investieren, um die eigene Produktion und Geschäfts-
tätigkeit aufrecht zu erhalten. Allerdings haben viele 
Industrien heute komplexe internationale Lieferket-
ten. Einzelne Unternehmen innerhalb dieser Liefer-
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ketten berücksichtigen dabei nicht vollständig, welche 
Auswirkungen ein Ausfall ihrer Lieferfähigkeit auf die 
nachgelagerten Teile der Lieferkette hat. Um es anders 
auszudrücken: Sie berücksichtigen nicht den positiven 
externen Effekt, den eine höhere Resilienz ihrer Pro-
duktion für die gesamte Lieferkette hat. Entsprechend 
investieren sie aus gesamtwirtschaftlicher Perspektive 
zu wenig in die Resilienz ihrer Lieferfähigkeit (Elliott 
et al. 2022). 

Mit der Begründung, die Resilienz von Liefer-
ketten stärken zu wollen, fördern jetzt viele Länder 
den Aufbau von Produktionskapazitäten im Inland. 
Während das Ziel, höhere Resilienz von Lieferketten, 
ökonomisch begründbar ist, ist fraglich, ob lokale Pro-
duktion der effektivste Lösungsweg ist. Häufig sind 
Rohstoffe, die nur geografisch stark konzentriert vor-
kommen, das kritische Glied der Lieferkette (Flach 
et al. 2022). Ohne diese ruht auch eine inländische 
Produktion. Zur Erhöhung der Resilienz komplexer in-
ternationaler Lieferketten besteht ein hoher Informa-
tionsbedarf über die Zusammenhänge und Kritikalität 
der einzelnen Glieder. Für die Resilienz der gesamten 
Lieferkette sind Diversifizierung der Zulieferer und die 
Nutzung komparativer Vorteile innerhalb Europas so-
wie ggfs. auch eine gewisse Lagerhaltung essenziell. 
Darüber hinaus spielen FuE und technologische Souve-
ränität für resiliente Lieferketten eine wichtige Rolle. 
Durch Materialforschung und Forschung zu Recycling 
kann die Abhängigkeit von kritischen Rohstoffen ge-
senkt werden. Da die einzelnen Unternehmen die ex-
ternen Effekte von FuE und Resilienz nicht vollständig 
berücksichtigen, kann eine staatliche Förderung von 
entsprechender FuE begründet sein.

MARKTMECHANISMEN NUTZEN STATT  
STAATLICHER FEINSTEUERUNG DER WIRTSCHAFT

Die konkrete Ausgestaltung von Industriepolitik sollte 
Marktmechanismen so wenig wie möglich einschrän-
ken sowie Regulierungs- und Bürokratieaufwand ver-
meiden. Je spezifischer Industriepolitik einzelne (Teil-)
Branchen, Technologien oder sogar Unternehmen be-
günstigt, umso mehr Entscheidungen muss der Staat 
treffen und umso mehr Informationen sind für die 
Ausgestaltung der konkreten Politik notwendig. Im 
Extremfall, dass der Staat ein einzelnes Unternehmen 
zur Förderung auswählt, muss er nicht nur zunächst 
das Unternehmen selbst auswählen, sondern auch 
den Vertrag basierend auf aktuellen Kostenstrukturen 
ausgestalten und die Förderung an die Entwicklung 
der Kosten, der Technologie, der Branche etc. anpas-
sen. Dabei herrscht eine massive Informationsasym-
metrie zwischen Staat und Unternehmen zuungunsten 
des Staates. Daraus entstehen Potenziale für Moral 
Hazard: Das Unternehmen investiert weniger als aus 
seiner Sicht optimal, da es einen Teil der Investition 
auf den Staat abwälzen kann. Und der Staat wird er-
pressbar: Das Unternehmen fordert weitere Unter-
stützung, die der Staat nicht verweigern kann, da er 

in der öffentlichen Wahrnehmung sein Versprechen 
der Unterstützung brechen würde. 

Mit der Beendigung oder Beschränkung von För-
dermaßnahmen machen sich Politiker*innen nicht 
beliebt – weder bei den geförderten Unternehmen 
noch bei den Arbeitnehmer*innen und ihren Vertre-
tungen. Dies gilt sowohl bei einer auslaufenden För-
derung, weil das Unternehmen oder die Branche in-
zwischen auf eigenen Beinen stehen kann. Aber noch 
mehr, wenn die Förderung eingestellt werden soll, 
weil sich die erhofften Lerneffekte bzw. komparativen 
Vorteile nicht einstellen. Daher müssen industriepo-
litische Maßnahmen zeitlich befristet sein. Dabei ist 
es entscheidend, dass den Unternehmen auch von 
Anfang an klar ist, dass die Förderung enden wird, um 
sicherzustellen, dass die Unternehmen ausreichend in 
die Weiterentwicklung bzw. Kostenreduktion investie-
ren und dann ohne Unterstützung am Markt bestehen 
können (Juhász und Lane 2024). 

Industriepolitik, die marktkonform ausgestaltet 
ist, stellt deutlich geringere Informationsanforderun-
gen an den Staat. Der Marktmechanismus stellt si-
cher, dass die Unternehmen in Kostenreduktion und 
Weiterentwicklung neuer Technologien investieren. 
Um das gleiche Ergebnis durch konkrete Vorgaben 
und Einzelförderung zu realisieren, bräuchte der 
Staat detaillierte Informationen über Kostenstruk-
turen, Technologiekosten und -potenziale etc. aller 
relevanten Unternehmen. Da der Staat über dieses 
Wissen nicht verfügt, fordert der Wissenschaftlicher 
Beirat beim Bundesministerium für Wirtschaft und 
Klimaschutz (2022) zur Förderung von klimafreundli-
cher Produktion (vgl. Infant-Industry-Argument oben) 
auf Klimaschutzverträge mit einzelnen Unternehmen 
weitestgehend zu verzichten. Klimaschutzverträge 
garantieren dem Unternehmen eine Ausgleichszah-
lung für die höheren Kosten der klimaneutralen Pro-
duktion. Das Ziel klimaneutrale Produktion ließe sich 
besser über Leitmärkte erreichen: Der Staat schafft 
einen Markt für klimaneutral produzierte Produkte, 
indem er selbst klimaneutral produzierte Produkte in 
der öffentlichen Beschaffung bevorzugt sowie durch 
regulatorische Vorgaben oder durch die Gewährung 
von Vorteilen die private Nachfrage erhöht. Dabei ist 
der Informationsbedarf für den Staat deutlich gerin-
ger, da der Marktpreis für die klimaneutralen Produkte 
die Zusatzkosten widerspiegelt. Darüber hinaus ist 
die Förderung über Leitmärkte technologieoffen und 
marktkonform: Bestehende und innovative neue Un-
ternehmen stehen im Wettbewerb um die besten 
Technologien und geringsten Kosten.

WECHSELWIRKUNGEN BERÜCKSICHTIGEN UND 
BÜROKRATIEAUFWAND VERMEIDEN

Neben der Ausgestaltung der Maßnahme müssen auch 
Wechselwirkungen mit anderen Maßnahmen und Re-
gulierungen sowie der mit der Maßnahme einherge-
hende Bürokratieaufwand berücksichtigt werden. Wird 
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etwa der CO2-Ausstoß bereits über ein Zertifikatesys-
tem geregelt, führen zusätzliche Fördermaßnahmen 
für klimaneutrale Produktion nur zu einer Reduktion 
der Gesamtemissionen, wenn auch die Zertifikate ent-
sprechend reduziert werden. 

Spezifische Maßnahmen gehen mit spezifischen 
Regulierungen einher und erhöhen den Bürokratie-
aufwand. Werden beispielsweise beschleunigte Ab-
schreibungen nur für Investitionen gewährt, die auf 
spezifische Ziele einzahlen, z. B. Klimaschutz oder 
Digitalisierung, besteht die Gefahr von Übersteue-
rung und einer unnötigen Verkomplizierung des Steu-
errechts durch Abgrenzungsprobleme (Clemens et 
al. 2021). Dies eröffnet Raum für Diskussionen, was 
genau zu den begünstigten Investitionen zählt, und 
Ressourcen werden statt für produktive Aktivitäten 
für Lobbying und Rent Seeking verschwendet. Wer-
den beschleunigte Abschreibungen hingegen auf alle 
Investitionen gewährt, senkt dies Unsicherheit und 
Aufwand in den Unternehmen sowie in der öffentli-
chen Verwaltung. Die Gesamtkosten von Bürokratie, 
d. h. der direkten Bürokratiekosten sowie der Kosten 
durch Verhaltensanpassungen wie unterlassene In-
vestitionen sind enorm. Eine aktuelle Studie des ifo 
Instituts beziffert die durch den hohen Bürokratieauf-
wand entgangene Wirtschaftsleistung für Deutschland 
auf 146 Mrd. Euro pro Jahr (Falck et al. 2024).4 Nicht 
zuletzt deswegen sollte die Politik primär eine breite 
Angebotspolitik verfolgen. 

FAZIT 

Um es mit Beata Javorcik zu sagen: »There are cases 
where industrial policy may work but it’s pretty hard 
to get it right«. Es gibt Fälle, wie Marktunvollkommen-
heiten oder externe Effekte, in denen Industriepolitik 
ökonomisch gerechtfertigt sein kann. Je spezifischer 
Industriepolitik gestaltet wird, umso mehr Informatio-
nen über Markt, Branche, Technologie, Unternehmen, 
Kostenstrukturen etc. benötigt der Staat, umso höher 

4	 In der Rubrik »Zur Diskussion gestellt« im ifo Schnelldienst 
11/2024 widmen sich Autor*innen aus Wissenschaft, Wirtschaft und 
Verwaltung den Ursachen, Folgen und möglichen Lösungen überbor-
dender Bürokratie.

ist der Bürokratieaufwand und umso so wahrschein-
licher werden unbeabsichtigte Nebenwirkungen von 
Industriepolitik.

Um die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Unternehmen zu stärken, sollte der Staat besser auf 
eine breite Angebotspolitik sowie investitions- und 
wachstumsfreundliche Rahmenbedingungen setzen. 
Dazu gehören attraktive Abschreibungsmöglichkeiten, 
international kompetitive Unternehmensteuern, effi-
ziente Regulierung und öffentliche Verwaltung sowie 
leistungsfähige Infrastrukturen. Darüber hinaus sollte 
Deutschland den Fokus auf seine komparativen Vor-
teile richten und in Bildung, Forschung und Innova-
tionen investieren. 
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